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Letter of Intent

zwischen

dem Land Schleswig-Holstein,
vertreten durch das Ministerium fiir Soziales, Jugend, Familie,
Senioren, Integration und Gleichstellung (MSJFSIG),
vertreten durch

Staatssekretar Johannes Albig
und
dem Schleswig-Holsteinischen Landkreistag,
vertreten durch
den Geschaftsfuhrer Dr. Sonke Schulz
und
dem Stadteverband Schleswig-Holstein,

vertreten durch

den Geschaftsfithrer Marc Ziertmann

uber das gemeinsame Vorgehen zur Erreichung einer Kostendampfung im Bereich

der Eingliederungs- und Sozialhilfe



Anlage 2

Praambel

Den knapper werdenden finanziellen Moglichkeiten der ortlichen Trager der
Eingliederungs- und Sozialhilfe und des Landes stehen die Finanzierung von sozialen
Leistungen gegenuber, die auf der einen Seite Teilhabe und eine Absicherung ermdglichen
sollen und deshalb von besonderer Relevanz flr unsere Gesellschaft sind, deren Kosten
auf der anderen Seite aber stetig steigen. Insbesondere die Kosten in der
Eingliederungshilfe und Sozialhilfe verzeichneten zwischen den Jahren 2023 und 2024
einen deutlich starkeren Anstieg als in den Vorjahren. Sowohl den Haushalt des Landes
Schleswig-Holstein als auch die Haushalte der Kommunen stellt diese Entwicklung vor
grofRe Herausforderungen.

Gerade mit Blick auf die Eingliederungshilfe verfolgen Land und Kommunen das
gemeinsame Ziel, den in Schleswig-Holstein bestehenden Qualitatsstandard bei den
Leistungen flir Menschen mit Behinderung aufrechtzuerhalten. Im Interesse der Menschen
mit Behinderung mussen die Mittel noch gezielter eingesetzt werden, damit

Kostensteigerungen nicht perspektivisch zu Leistungsverschlechterungen fuhren.

I. Untersuchungen von Faktoren zur Kostensteigerung in der Eingliederungs- und

Sozialhilfe und Ableitung von Handlungsempfehlungen

1. Ausgangslage

Um EinflussgréRen der malRgeblichen Faktoren fur die Uberdurchschnittliche
Kostensteigerung zwischen den Jahren 2023 und 2024 festzustellen, ist zunachst eine
kurzfristige Expertise vom MSJFSIG geplant.

Neben der Identifizierung der Kostentreiber der Eingliederungs- und Sozialhilfe soll die
Expertise als valide Grundlage flir ein anschlieRendes grundlegendes Gutachten fur
konkrete landes- und bundespolitische Malnahmen dienen. Das Land Schleswig-Holstein
und die Kommunalen Spitzenverbande hatten sich auf die Erstellung des Gutachtens in
den Klausurgesprachen 2024 geeinigt. Das Land Schleswig-Holstein wird dieses
Gutachten in Auftrag geben. Es dient zur Identifizierung von Potentialen zur
Kostendampfung in der Eingliederungshilfe.

Die gewonnenen Erkenntnisse sollen auch als Grundlage fur Rechtsanderungen dienen,
die zu mehr Steuerungsmaglichkeiten fuhren und insgesamt eine Dampfung des

Kostenanstiegs bewirken.
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2. Ziel

Mit der Expertise soll herausgearbeitet werden, was die konkreten Ursachen flir die hohen
Kostensteigerungen in der Eingliederungs- und Sozialhilfe zwischen 2023 und 2024 unter
Berucksichtigung der Vorjahresentwicklung waren.

Der Fokus des Gutachtens liegt darin, die vorhandenen Potenziale zur Effizienz- und
Effektivitatssteigerung im Bereich der Eingliederungshilfe konsequent zu identifizieren und
zu nutzen — sowohl auf organisatorischer als auch auf struktureller Ebene, um die
Leistungen fur Menschen mit Behinderung dauerhaft zu sichern und zugleich qualitativ
weiterzuentwickeln.

In dem Gutachten sollen u. a. anhand einer konzeptionell gezielten unterlegten
Betrachtungsweise die Leistungen der sozialen Teilhabe nach § 113 SGB IX, zur Teilhabe
an Arbeit (§ 111 SGB IX) und zur Teilhabe an Bildung (§ 112 SGB IX) in die landesweite
Ausgabenentwicklung und Besonderheiten regionaler Entwicklungen der kommunalen
Ebene (mindestens fir einen Zeitraum von 5 Jahren bis 2024) beschrieben und Fallkosten
wie Fallzahlen betrachtet werden. In einem zweiten Schritt sind die Ursachen der
Kostenentwicklung im Detail darzustellen. Beispiele fur zu betrachtende Faktoren, die die
Kostenentwicklung beeinflussen, sind bundesgesetzliche sozialrechtliche Vorgaben (SGB
IX und weitere Gesetze), Gesamtplanung (Entscheidung Uber Leistungsbewilligung im
Einzelfall), Vertragsrecht (sowohl Landesrahmenvertrag als auch Einzelvereinbarungen
nach § 125 SGB IX) externe Wirkfaktoren (wirtschaftliche Wirkfaktoren wie Lohn- und
Preisentwicklung, Wechselwirkungen zu sozialversicherungsrechtlichen Regelungen oder
gesellschaftlichen — z.B. demografische oder komplexe medizinisch-soziale —
Entwicklungen sowie Ausfall vorrangiger Unterstitzungssysteme) und Unterschiede
zwischen Leistungsangeboten.

Dabei ist auch zu berucksichtigen, inwieweit die Instrumente des Bundesteilhabegesetzes
zur besseren Steuerungsfahigkeit (z.B. passgenaues individuelles Leistungsrecht unter
Einbeziehung des Sozialraums, vertragsrechtliche Umsetzung der bedarfsorientierten,
personenzentrierten Leistungserbringung) die Kostenentwicklung in der
Eingliederungshilfe in Schleswig-Holstein beeinflussen.

Des Weiteren sind fiir die erkannten Ursachen der Kostendynamik Ideen und Vorschlage
fur gesetzliche oder administrative Regelungen auf Bundes-, Landes oder kommunaler
Ebene zu entwickeln, die zu einer Dampfung der Ausgabendynamik beitragen kénnen. Die
Ideen und Vorschlage beziehen auch Aspekte der Zustandigkeitsregelung,

Aufgabenorganisation und ggf. gemeinsame/zentrale und ggf. unabhangige Strukturen mit



Anlage 2
ein. Die aufgezeigten Steuerungsmoglichkeiten auf Trager- und Leistungserbringerseite

sind in Form von Handlungsempfehlungen auszuarbeiten und zu priorisieren.

3. Gestaltungskonsens

Landesregierung und Kommunalen Landesverbanden ist bewusst, welche zeitliche und
inhaltliche Herausforderung diese Untersuchungen darstellen. Es besteht Einvernehmen
daruber, dass die geplanten Untersuchungen keinen zusatzlichen Aufwand bei den
kommunalen Tragern verursachen dirfen. Insbesondere sollen keine zusatzlichen Daten
erhoben werden. Um die Untersuchungen auf eine fundierte Datengrundlage zu stitzen,
werden dem Auftragnehmer von kommunaler Seite fur die Zwecke der Untersuchungen
die notwendigen Daten, insbesondere sofern moglich die Rohdaten des Benchmarkings
bereitgestellt bzw. ein Zugriff auf diese Daten ermdoglicht.

Die Kommunalen Spitzenverbande werden auf eine Unterstitzung fur diese

Untersuchungen bei ihren Mitgliedern hinwirken.

4. Zeitrahmen

Die Umsetzung der Expertise soll zeitnah erfolgen, damit die Ergebnisse fur
Entscheidungen in den Haushaltsverfahren im Herbst 2025, insbesondere fur den

Nachtragshaushalt 2025, zur Verfugung gestellt werden konnen.

Il. Gemeinsames Vorgehen angesichts der Kostensteigerung in der Eingliederungs-
und Sozialhilfe

Land und Kommunen wollen eine erste ZielgroRe und einen Weg zu deren Erreichung zur

Abmilderung des dynamischen Kostenanstiegs auf eine wirtschaftlich vertretbare

Kostensteigerungsrate vereinbaren. Eine Begrenzung des Kostenanstiegs auf jahrlich 4

Prozent erscheint als geeignete Zielsetzung.

Als wichtigem Partner im Leistungsgeschehen liegt es auch in der Verantwortung der
Leistungserbringer, in der Eingliederungshilfe den gesamtstaatlichen wirtschaftlichen und
finanziellen Rahmen zu berucksichtigen. Um die genannte Zielsetzung zu erreichen,
werden die zwischen den Leistungstragern bereits angedachten MalRnahmen priorisiert
und konkretisiert und im Anschluss von der Landesregierung und den Kommunalen

Landesverbanden mit den Erbringern der Leistungen bzw. ihren Verbanden und den
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Interessenvertretungen der Menschen mit Behinderung erértert und nachfolgend im
Vollzug umgesetzt und gemeinsam von Land und Kommunen als notwendige Malihahme
zur Begrenzung von Staatsausgaben nach aul3en vertreten. Die Leistungstrager

verstandigen sich zeitnah nach der Sommerpause auf Malihahmen.

Landesregierung und Kommunale Landesverbande sind sich einig, dass das SGB IX in
seiner jetzigen Form auch Kosten verursacht, die durch kommunale/landesseitige
Malnahmen nicht beeinflusst werden kdnnen. Daher wird das Land Schleswig-Holstein
proaktiv, ggf. durch Bundesratsinitaitiven, auf notwendige Anderungen im SGB IX auf
bundesgesetzlicher Ebene hinwirken, die zur Steuerung und Begrenzung des
Kostenaufwuchses beitragen. Nicht zuletzt kdnnte das Erfordernis bestehen, den
geltenden konnexitatsbedingten Mehrbelastungsausgleich nach dem AG SGB IX
weiterzuentwickeln.

Mit Blick auf die Weiterentwicklung des SGB IX auf Bundesebene, aber auch mogliche
Anderungen in Schleswig-Holstein sollen auch die Perspektiven von Menschen mit
Behinderung einbezogen werden, um die Zielsetzungen des Bundesteilhabegesetzes und

der UN-Behindertenrechtskonvention noch besser und birokratiearmer fur alle Seiten

umzusetzen.

Fur das Land Schleswig-Holstein Fur die kommunalen Landesverbande
gez. gez.

Johannes Albig Dr. S6nke Schulz

Staatssekretar im Ministerium flr Schleswig-Holsteinischer Landkreistag

Soziales, Jugend, Familie, Senioren,

Integration und Gleichstellung

gez.

Marc Ziertmann

Stadteverband Schleswig-Holstein



	Letter of Intent über das gemeinsame Vorgehen zur Erreichung einer Kostendämpfung im Bereich der Eingliederungs- und Sozialhilfe
	Präambel
	I. Untersuchungen von Faktoren zur Kostensteigerung in der Eingliederungs- und Sozialhilfe und Ableitung von Handlungsempfehlungen
	1. Ausgangslage
	2. Ziel
	3. Gestaltungskonsens
	4. Zeitrahmen

	II. Gemeinsames Vorgehen angesichts der Kostensteigerung in der Eingliederungs- und Sozialhilfe
	Für das Land Schleswig-Holstein 
	Für die kommunalen Landesverbände 



